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In dem Rechtsstreit

Zugestellt am
270 September ' . . „1965 Beklagter und Rev1310nsklager9

g e g e n

‘ Klägerin und Revisionsbeklegte$

Prozeßbevollmächtigte: cocooo oooooo oc° oooooo °C°o„°o°°

hat der 80 Senat des Bundessozialgeriohts ohne münd—

liche Verhandlung gemäß 5% 1659 153 Abs„ 15 124 Abso2

des Sozialgerichtsgesetzes am 270 August 1965 durch

Senatspräsident
‚

S t e n g e 1

— Vorsitzender _?
Bundesrichter

'
Dro N e u h a u s und

Bundesrichter P e t e r s e n

Bundessozialrichter L 0 r e n z und

Bundessozialriohter W a g e n s c h w g n z

für Recht erkannt;

Die Revision (Sprungrevision) des Beklagten gegen

das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 310

März 1965 wird zurückgewiesenox

Der Beklagte hät der Klägerin die außergeriohtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten()
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Seit dem Jahre 1953 bezieht die Klägerin Elternrente
auf Grund des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)O Durch den

Bescheid vom 119 Oktober 1963 wurde nach @ 60 a Abs„ 1

Satz 6 BVG in Verbindung mit 5 61 Abs0 6 BVG die Eltern—

rente für die Zeit vom 10 Januar 1962 bis 310 Dezember
1962 endgültig und für die Zeit vom 1° Januar 1963 vor—
läufig festgesetzt; dabei wurde der Mietertrag des der

Klägerin und ihrem Sohn gemeinschaftlich gehörenden Hauses

(Einheitswert 8900,— DM) ermittelt9 von ihm Verwaltungsko—

sten abgezogen und der verbleibende Rest zu 5/8
— entspre—

chend dem Anteil der Klägerin — angerechneto Der Wider»

spruch der Klägerin wurde durch Bescheid vom 260 August

1964 zurückgewiesen, weil nach dem Rundschreiben des Bün—

desarbeitsministeriums (BMA) vom 290 März 1961 nicht der
Anteil der Klägerin, sondern der Einheitswert in voller

Höhe zugrunde zu legen sei°

Die Klägerin hat Klage erhoben° Im Laufe des Klageverfah—

rens hat das Versorgungsamt (VersorgA) durch den Bescheid

vom 5° Oktober 1964 nach der gleichen Berechnung wie im
Bescheid vom 110 Oktober 1963 die Elternrente für die Zeit

vom 10 Januar bis 310 Dezember 1963 endgültig und durch den
weiteren Bescheid vom 60 Oktober 1964 nach gleicher Berech—

nung die Rente ab 10 Januar 1964 vorläufig festgesetzto

Durch Urteil vom 310 März 1965 hat das Sozialgericht (SG)

die Bescheide vom 11„ Oktober 1963? 50 Oktober 1964 und
60 Oktober 1964 abgeändert und den Beklagten verurteilt?
der Klägerin Elternrente ohne Anrechnung eines Einkommens

aus Hausbesitz zu gewähren; es hat die Berufung gemäß

5 150 Abs„ 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zugelasseno

Das SG hat ausgeführta nach 5 12 Abs„ 1 der Verordnung (VO)

zu 5 33 BVG vom 110 Januar 1961 seien im vorliegenden
Falle die Einkünfte aus Hausbesitz nicht zu berücksichti»

gen9 weil die Klägerin zu 5/8 Brüchteilseigentümerin des
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Grundstücks sei und mithin der auf sie entfallende Anteil

des Einheitswertes 50562550 DM ausmache° Es hat sich uoa°
auf die Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) vom
260 Februar 1965 —9 RV 76o/64 _ gestützh

Mit Einverständnis der Klägerin hat der Beklagte Sprung—

revision eingelegt und beantragt?

das Urteil des SG Reutlingen vom 310 März 1965
aufzuheben und die Klage gegen den Bescheid des
VersorgA vom 110 Oktober 1963 in der Fassung des
Widerspruchsbescheidee vom 26 August 1964 sowie
gegen die Bescheide vom 50 und 6 Oktober 1964
als unbegründet abzuweiseno

Er rügt eine Verletzung des 5 33 Abs° 1 BVG in Verbindung

mit @ 12 Abso l der VO zur Durchführung des @ 33 BVG in

der Fassung vom 110 Januar 19610 Von einer näheren Be-

gründung hat er zunächst äbgesehen und diese einem weiteren

Schriftsatz — der nicht eingegangen ist — vorbehalten„

Die Klägerin beantragt?

die Sprungrevision gegen das Urteil des
Sozialgerichts Reutlingen vom 31 März 1965
als unbegründet zurückzuweiseno

Sie hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend;

im übrigen ist sie der Ansicht9 die Revisionsbegründung

entspreche nicht dem Formerfordernis des 5 164 Abs„ 1 SGG°

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärte

Die Beklagte hat die infolge Zulassung der Berufung statt-

hafte Sprungrevision rechtzeitig und unter Verla ge der

Einwilligungserklärung deerlägerin eingelegto Das Rechts—

- 4 „
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_ 4 _

mittel ist auch in rechter Form begründet worden; Der

Ansicht der Klägerin kann insoweit nicht gefolgt werden„
Vielmehr genügt es? daß der Beklagte die seines Erachtens

verletzte Rechtsnorm bezeichnet und damit dem Revisionsge4

richt den Umfang angegeben hat? in dem er eine rechtliche

Nachprüfung für geboten erachtets Daß er keine weiteren

Ausführungen gemacht hat, ist in diesem Falle unschädlich;

weil jedenfalls erkennbar ist9 wieweit die Nachprüfung

des Revision8gerichts gehen soll (vgl„ BSG SozR SGG_$164
Nr° 27)w Die zulässige Revision ist aber nicht begründet°

Streitig ist die Berechnung der Elternrente der Klägerin,
und zwar die Frage, ob ihr Einkünfte aus dem Teileigentum

an einem Hausgrundstick angerechnet werden dürfeno Nach
5 51 Abs„ 2 BVG ist auf die volle Elternrente das nach

Abzug der absetzbaren Auslagen verbleibende Einkommen
in näher bestimmter Höhe anzurechneno Nach 5 51 Abso 9 BVG

ist die Bundesregierung ermächtigt werden, mit Zustimmung

des Bundesrates durch Rechtsverordnung ua näher zu bestim-

men? was als Einkommen gilt und welche Einkünfte bei Fest-

stellung der Elternrente unberücksichtigt bleiben° Von

dieser Ermächtigung ist durch die VO zur Durchführung des

5 35 BVG vom 110 Januar 1961 (BGBl I 19) Gebrauch gemachto

NüCh @16 Abso l der VO sind ua die Vorschriften des 5 12
über "Einkünfte aus Haus— und Grundbesitz" entsprechend

für Eltern anwendbar„ Nach @12 Abs° 1 der VO bleiben
Einkünfte aus Hausbesitz „ooooo unberücksichtigt$ wenn der

Einheitswert der Grundstücke insgesamt nicht höher als

6°0005— DM ist° Diese Vorschrift haben die Verwaltung und

das SG ihren Entscheidungen zutreffend zugrunde gelegto

Allerdings ist die Anwendungdurch die Verwaltung nicht
frei von RGChtsirrtum9 während die Auffassung des SG zu“

„a;—treiiend isto
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Dem Beklagten ist zuzugeben, daß in 5 12 dieser VO die

Fälle eines anteilmäßigen Eigentums von Rentenberechtigten

nicht ausdrücklich geregelt sind„ Der insoweit eindeutige

Gesetzestext spricht regelmäßig nur von Grundstücken9 vom

eigenen Einfamilienhaus und vom eigenen Mehrfamilienhauso
Die Verwaltung hat angenommen9 in der VO sei absichtlich

ein anteilsmäßiges Eigentumsrecht_nicht aufgeführt worden„

vielmehr könnten Einkünfte nur aus Anteilen an Grundstücken

mit einem Einheitswert von nicht mehr als 600009— DM unbe«

rücksichtigt bleiben° Diese Auslegung wird in dem Rund—

schreiben des Bundesarbeitsministers vom 290 März 1961

£BVB1 19619 58 f) vertreteno Doch kann dieses nicht als

authentische Interpretation angesehen werden° Vielmehr

haben die Gerichte zu prüfen, ob die Auslegung des Bundes—

ministers für Arbeit und Sozialordnung und die entsprechen-
de Auslegung der Verwaltung mit dem Gesetz vereinbar

sindo

Gegenstand der Auslegung ist allein der objektive Wille

des Gesetzgebers9 wie er aus dem Wortlaut der gesetzlichen

Vorschrift und dem Sinnzusammenhang sich ergibtg in den die

Vorschriften hineingestellt sind; nicht entscheidend ist

die subjektive Vorstellung der am Gesetzgebungsverfahren

beteiligten Organe oder die Auffassung der Behörden? in

deren Zuständigkeit die Ausführung des Gesetzes fallto

Daß die Auslegung von dem Wortlaut des Gesetzes auszugehen

hat; schließt nicht aus? daß auch zu ermitteln ist? welchen

Zweck der Gesetzgeber insgesamt und im einzelnen verfolgt;

dabei sind die Entstehungsgeschichte und der Zusammenhang
mit anderen Vorschriften zu berücksichtigen; es ist aber

auch zu prüfen9 ob der Wortlaut des Gesetzes diesem Zweck

gerecht geworden ist‚'doho ob dieser Zweck einen wenn auch

nur unvollkommenen Ausdruck im Gesetzestext gefunden hat

(BSG83 133}O
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„4—6-

Der Wortlaut des 5 12 Abs° l der VO zwingt nicht dazu9

nur den gesamten Einheitswert von Grundstücken zugrunde

zu legen„ Insbesondere ist das Wort "insgesamt" nach seiner

Stellung im Text der VO nicht auf den Einheitswert9 son—

dern auf das Wort "Grundstücke" zu beziehen! Hierdurch

sollte der Fall geregelt werden? daß ein Rentenberech—

tigter mehrere Grundstücke hats Die wörtliche Interpre_

tation kann also im vorliegenden Fall die von der Verwal_

tung vorgenommene Auslegung_nicht rechtfertigen° Sinn und

Zweck der VO dürfte mit dem Bundesarbeitsminister darin

erblickt werden‚ daß mit ihr eine Vereinfachung von Ver—

waltungsarbeit erstrebt worden ist° Ferner ist aber auch

zu berücksichtigen9 daß bei der Ermittlung von Einkünften

nicht ausschließlich juristische, sondern auch wirtschaft-

*liche Erwägungen maßgebend sind„ Die Verwaltung verkennt9

daß die durch 5 12 Abs° l der VO erstrebte Ersparung von
Verwaltungsarbeit typische Verhältnisse und die aus ihnen

gewonnenen Erfahrungen zugrunde gelegt hat„ Die Praxis

hatte gezeigt9 daß ein wesentliches Einkommen aus einem

Hausbesitz mit einem Einheitswert bis zu 6oooo„— IM nicht

erzielt wird9 weshalb sich der Arbeitsaufwand in diesen

Fällen nicht lohnte0 Sinn und Zweck des 5 12 Abso l der

Durchführungs—VO ist sonach9 verhältnismäßig geringe Ein—

künfte aus Hausbesitz unberücksichtigt zu lasseno (

Die gleichen Erwägungen eines Mißverhältnisses zwischen

dem Arbeitsaufwand für die Verwaltung und der Möglichkeit?
Beträge auf die Renteranzurechneng gelten aber auch in den

für Berechtigte nach dem BVG typischen Fällen einer Teil-

berechtigung unter 6oooog—‚DM an einem Grundstück mit

höherem Einheitswert° In solchen typischen Fällen handelt

es sich bei Teilberechtigungen am Grundbesitz im allge—

meinen entweder um ein Bruchteilseigentum mit der Ehefrau

— oder den Kindern _? allenfalls auch mit Verwandten; mit

denen eine Wohngemeinschaft besteht(} oder auch um Gemein»
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schaften zur gesamten Hand als Miterbeno In allen diesen

typischen Fällen sind die Anteile überschaubare Verhält—

nisse, wie sie gelegentlich von der Versorgungsverwaltung

vorgetragen worden sind, sind nicht typisch? nämlich daß

ein in zentraler städtischer Lage gelegenes Hochhaus auch

bei einem Bruchteilseigentum von 6oooo‚— DM — berechnet

aus dem Bruchteil des Rentenberechtigten am festgestellten

Einheitswert des Gesamtgrundstücks — eine beachtliche

Rendite abwerfen könntet Rein rechnerisch und theoretisch

mag dieses Beispiel nicht abwegig erscheineno Es ist aber

'nicht typisch und kann deshalb für die Ersparung von Ver-

waltungsarbeit nicht als Grundlage genommen werden„ In—

folgedessen ergibt sich, daß in der VO zu @33 BVG das
anteilsmäßige Eigentum nicht absichtlich nicht aufgeführt

werden ist? weil es nicht berücksichtigt werden sollte9

sondern daß es versehentlich nicht mitgeregelt worden ist°

Es handelt sich hier also um eine echte Lücke im Gesetze

diese ist vom Gericht im Wege der Rechtsergänzung zu

‘ schließen (vgl° BSG14‚ 2419 18‚ 6o)„

Bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise und bei dem Be-

streben9 vermeidbare Verwaltungsarbeit auszuschließen?

wobei auch verhältnismäßig geringe Einkünfte unberück—

sichtigt bleiben9 hat das SG zutreffend den Fall des Bruch—

teileigentums ebenso behandelt wie den des vollen Eigen-

tums? d°h„ es hat Einkünfte aus Hausbesitz nur dann für

anrechnungsfähig erachtet, wenn der auf den Rentenberech—

tigten entfallende Anteil des Gesamteinheitswertes über

60000,— DM beträgt° Dies hat im Ergebnis der 90 Senat
in den Urteilen vom 260 Januar 1965 (SozR DVG zu 5 33 BVG
@12 Nr° 1) und vom 260 Februar 1965 (9 RV 760/64) ent—
schieden; diesen Entscheidungen tritt der Senat im Ergeb-

nis bei°

Nach den nicht angefochtenen Feststellungen des SG be—

trägt der Einheitswert des Hausgrundstücks 80900‚— DM

und der "Bruchteil" der Klägerin 5/8o Demgemäß liegt der
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a 8 _

auf die Klägerin entfallende Anteil am Einheitswert unter

6cooog- DM9 so daß bei der Berechnung ihrer Elternrente
Einkünfte aus Grundbesitz nicht berücksichtigt werden durf—

ten° Die Verwwltungsbescheide sind daher insoweit rechts-

widrig9 so daß das SG sie zu Recht abgeändert und den Be—

klagten verurteilt hat? Elternrente ohne Anrechnung eines

Einkommens aus Hausbesitz zu gewähren° Da sonach die ange—

foohtene Entscheidung der Sach— und Rechtslage entspricht„

_mußte die unbegründete Revision — wie geschehen — zurück—

gewiesen werden°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf %193 Abs„ 1
SGG„ '

Da die Voraussetzungen der 59 1659 153 Abs° l? 124 Abs° 2

SGG erfüllt waren, konnte der Senat ohne mündliche Ver7

handlung durch Urteil entscheideno '
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